
Sehr geehrter Herr Bürgermeister 
und sehr geehrte Mitglieder des Rates der Gemeinde Wagenfeld, 

in enger Abstimmung mit dem Aktionsbündnis möchten wir jedem Ratsmitglied folgende 
Unterlagen übergeben. Niemand soll sagen können, man sei über die Sachverhalte nicht 
umfassend informiert gewesen: 

1) Brief des Unternehmens Friedrich Lütvogt zum aktuellen Gesetzentwurf der großen 
Koalition 

2) Stellungnahme des Aktionsbündnisses No Moor Fracking im Rahmen der Verbände-
Anhörung zum aktuellen Gesetzentwurf 

3) Auszug aus einer Teilstudie des Exxon-Konzerns (!) zu den regionalökonomischen 
Auswirkungen des Frackings 

Unser Unternehmen und das Aktionsbündnis sehen es bei Umsetzung des derzeitigen 
Gesetzentwurfes lediglich als eine Frage der Zeit an, bis in Wagenfeld/Ströhen der Antrag auf 
eine Erkundungs- oder Forschungsbohrung im Schiefergestein gestellt wird. 

Als ortsgebundenes Unternehmen, das in den zurückliegenden Jahren hohe Investitionen 
getätigt hat und auch für 2016 hohe Investitionen plant, sehen wir unsere Ressource ganz 
konkret, aber auch in der öffentlichen Wahrnehmung gefährdet (siehe Exxon-eigene Studie), 
wenn es zu Bohrungen mit Frack-Behandlungen auf dem Boden unserer Gemeinde kommen 
sollte. 

Über die eigene Betroffenheit hinaus halten wir es für höchst widersinnig, wenn es in unserer 
Gemeinde, die einen Millionenbetrag in das Klimaschutz-Prestigeobjekt EFMK investiert hat, 
in unmittelbarer räumlicher Nähe zu einer solch rückwärts gewandten Maßnahme eines 
amerikanischen Konzerns kommt. Im Sinne des in 2012 gefassten Ratsbeschlusses hoffen wir, 
dass der Rat alle ihm zur Verfügung stehenden Mittel ergreift, um seiner Resolution 
Nachdruck zu verleihen. Der Kabinettsbeschluss zu diesem Gesetzentwurf ist kurzfristig 
vorgesehen. 

Für Rückfragen und Informationen stehen sowohl die Mitglieder des Aktionsbündnisses als 
auch ich persönlich weiterhin gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichem Gruß 
Friedrich Lütvogt GmbH & Co. KG 

Dirk Lütvogt 

Anlagen 



Brief an den Rat der Gemeinde Wagenfeld: 

Stellungnahme der Friedrich Lütvogt GmbH & Co. KG zum Gesetzentwurf der großen 
Koalition, der das Fracking deutschlandweit nahezu flächendeckend erlauben wird. 

Vollumfänglicher "Sieg" der Lobby der fossilen Energiekonzerne steht kurz bevor. 
Wagenfeld rückt damit erneut in den Fokus von ExxonMobil. 

Ziemlich genau drei Jahre haben die Mitstreiter des Wagenfelder Aktionsbündnisses No Moor Fracking 
und das Familienunternehmen Friedrich Lütvogt unermüdlich auf allen politischen Ebenen versucht, 
das Schlimmste zu verhindern. Ungezählte Termine mit Landtagsabgeordneten, Bundestagsabgeordne­
ten, Staatssekretären, Teilnahme an „Fachgesprächen" im niedersächsischen Umweltministerium: mal 
in Begleitung von Bürgermeister und Ratsmitgliedern aus Wagenfeld, mal in Begleitung vom Verband 
Deutscher Mineralbrunnen samt Hydrogeologen. Der vorerst letzte Akt war die Einladung zur Verbän­
de-Anhörung am 12. Februar 2015 in Berlin. Hier hatte das Wagenfelder Aktionsbündnis als einzige 
selbständige Bürgerinitiative in Deutschland Plätze und Rederecht bekommen. Das Unternehmen 
Friedrich Lütvogt wurde über den Verband Deutscher Mineralbrunnen repräsentiert. Man muss es 
schon als riesiges Lob auffassen, dass der Lobbyverband der Gaswirtschaft (WEG) bis zur letzten Minute 
versuchte, den offiziell eingeplanten Redebeitrag der Wagenfelder zu unterbinden. Schon im Experten­
gespräch in Hannover (Umweltministerium) war es ein Vertreter der Wagenfelder Initiative, der die 
Lobbyisten ins Stottern bzw. in Erklärungsnöte brachte: hier verfingen die Allgemeinplätze nicht, mit 
denen man Kommunalpolitiker und Abgeordnete "einlullen" konnte. Hier traf man auf überraschende 
Detailkenntnis, Wissen um Sünden der Vergangenheit, hier wurden sprachliche Vernebelungsstrategien 
auseinander genommen. 

Auf all das könnte man ein wenig stolz sein, wenn nicht heute - kurz bevor ein fataler Gesetzentwurf 
durch die politischen Instanzen gepaukt werden soll - die blanke Ohnmacht und Ernüchterung stünde. 
Sah es zwischendurch so aus, dass man auf echtes Gehör und politischen Willen für zumindest eine 
weitgehende Einschränkung und scharfe Reglementierung von Fracking in Deutschland traf, so steht 
nun die vorläufige Erkenntnis, dass gegen die millionenschwere Lobbymaschinerie der Konzerne und 
ihrer Verbände kaum anzukommen ist. 

Ernüchternd auch die Feststellung, dass die vermeintlichen Experten der politischen Fraktionen in 
Land und Bund in der Regel nur sehr oberflächlich informiert sind: Ihre ewig gleiche falsche und for­
melhafte Wortwahl verrät die ständige Infiltration mit den sprachlichen Strategien der Konzernlobbyis­
ten. Zunächst versuchte man uns regelmäßig in die Ecke der emotional erregten Bürger zu stellen, uns 
väterlich das "sichere konventionelle Fracking in Deutschland mit den hohen Umweltstandards" zu er­
klären. Dann stutze man, als man auf ein hohes Maß an Fachwissen traf, und war schnell "blank" bei 
gezielten Fragen. Spürbare Reaktionen von Abgeordneten kamen in der Regel nur, wenn auf geplante 
Maßnahmen im betreffenden Wahlkreis hingewiesen wurde: ein bisschen Angst um den Verlust von 
Wählerstimmen und ein bisschen Furcht vor dem viel gescholtenen Wutbürger: "Reichen Sie meinem 
Büro gerne die Unterlagen rein. Auf Wiedersehen!" 

Mehr und mehr ging in der letzten Zeit die Strategie der Konzerne auf. Der Hinweis auf das Fracking-
Wirtschaftswunder in den USA, die Drohung mit der Ent-Industriealisierung Europas, die primitiven 
Stammtischparolen gegen den "bösen Russen" (mit dem man nebenbei blendende Geschäfte macht). 
Randnotiz: Gerade hat RWE seine DEA an einen russischen Oligarchen veräußert. Und der vollständi­
ge Verkauf des Erdgasspeichers Rehden und des Handelsgeschäftes der Wintershall ist nur am Rückzie­
her von Gazprom gescheitert. 

Die geschilderte Strategie der Konzerne verfing bei deutschen Politikern jeder Couleur. 



Verschiedene Gewerkschaften brachten die SPD auf Linie: drohende Arbeitsplatzverluste! In Nieder­
sachsen fielen sogar die Grünen um. Selbst einige Umweltverbände haben sich mit teils seltsamen Ar­
gumenten nur begrenzt als Mitstreiter erwiesen. Auch hier vor Ort. Dass inzwischen in den USA Kater­
stimmung einsetzt, wird geflissentlich ignoriert. Inzwischen gibt es zu allen vehement abgestrittenen 
Folgen des Fracking seriöse Studien von renommierten amerikanischen Universitäten: großflächige 
Trinkwasserverseuchung, direktes und indirektes Auslösen auch schwerer Erdbeben, klimaschädliche 
Methanfreisetzungen etc. Zudem ziehen sich Schlüsselinvestoren aus der Branche zurück. Allen voran 
Staranleger Warren Büffet, der sein riesiges Exxon-Engagement abstieß. Wallstreet-Kenner sehen die 
große Blase längst vor dem Platzen. Aus anderen europäischen Ländern ziehen sich die Konzerne nach 
erfolglosen Förderversuchen schon wieder zurück. Und nun genau fangen wir in Deutschland an, 
Wildwest zu spielen - statt uns darauf zu besinnen, was uns als rohstoffarmes Land groß gemacht hat: 
gerade in jüngster Zeit waren es die innovativen umweltfreundlichen, hoch effizienten Technologien. 
Ein Resultat hoher Energiepreise. 

Dass ein kurzfristiges Strohfeuer billiger fossiler Energie in die Irre führt, sieht man in den USA: zerstör­
te Landschaften und ein Boom der Autoindustrie, die kaum der Nachfrage nach 20-Liter-
Schlachtschiffen herr wird. Inzwischen kommt "Hilfe" aus unerwarteter Richtung. Seit die OPEC den 
Markt mit billigem Öl flutet und die Preise sinken, stehen in der Fracking-Industrie in den USA Mas­
senentlassungen an und Anleger ergreifen die Flucht. Das alles ist nicht mehr und nicht weniger als 
Kasino-Kapitalismus. Wer immer noch glaubt, dass in den USA alles anders ist als in Deutschland, sollte 
sich z.B. mit dem größten deutschen Trinkwasserversorger, der Gelsenwasser unterhalten: deren Exper­
ten haben hochgerechnet, dass bei Umsetzung der derzeitigen Gesetzesinitiative allein im Wasserein­
zugsgebiet dieses Unternehmens bis zu 9.000 (!) B ohrungen und noch viel mehr Fracs möglich wären. 
Doch ebenso wie Gelsenwasser laufen Brunnen- und Brauerverbände, Lebensmittelindustrie und Land­
wirtschaft mit ihren Forderungen nach Ressourcenschutz ins Leere. 

Als Unternehmer interessiert mich, was die Konzerne wirklich antreibt. Die schlüssigste Erklärung (ne­
ben dem prinzipiell legitimen Gewinnstreben in einem bequemen Oligopol): die fossilen Energiekon­
zerne müssen mit aller Macht verschleiern, dass ihr Geschäftsmodell früher oder später vor dem Aus 
steht. Wenn die ausgewiesenen Öl- und Gas-Reserven in den Bilanzen kleiner werden, sinkt der Bör­
senwert und Investoren wenden sich ab. Die leicht und günstig förderbaren fossilen Energien sind rück­
läufig: jetzt müssen es Fracking, Tiefseebohrungen und auftauende Arktis richten. Und wenn Klima­
schutzbemühungen wirklich ernst genommen würden, sähe es für die Konzerne noch schlechter aus. 

Nehmen wir nur einmal das so genannte 2-Grad-Klimaziel unserer Kanzlerin Angela Merkel, die als 
Wissenschaftlerin den Stand der Forschung kennt. Der echte politische Wille zur Einhaltung dieses 
Zieles würde bedeuten, dass ein Großteil der fossilen Energiereserven unserer Erde nicht mehr gefördert 
werden dürfte. Die Konzerne müssten dann Milliardenbeträge abschreiben. Damit das nicht passiert, 
"investiert" z.B. der Konzern ExxonMobil pro Jahr rund 20 Mio. Dollar in die "Förderung der Wissen­
schaft": vor einigen Jahren kam heraus, dass man "Klimaleugner" mit Millionenbeträgen finanziert. Und 
die Erdgaslobby in Deutschland hatte keine Hemmungen, das jüngste Fracking-Gutachten des Umwelt­
bundesamtes mit einer von Lobbyisten geführten, eigens gegründeten Tarnfirma durch "Topp-
Konditionen" an Land zu ziehen (ARD-Magazin Monitor). Sogar das niedersächsische LBEG (nicht ge­
rade als Fracking-Gegner bekannt) distanziert sich vorsichtshalber in einem langen Kommentar von 
dieser „unter Zeitdruck" geschrieben Studie, die, gespickt mit Fehlern, die Gefahren des Frackings klein 
redet. Darauf gründet unser Land nun eine Gesetzesinitiative! 

Aus der weiten Welt wieder zurück nach Wagenfeld. Auf Nachfrage bei der Bürgerversammlung gab 
unser Bürgermeister Matthias Kreye bekannt, dass er kürzlich vom Exxon-Lobbyisten besucht worden sei 
und dieser versichert habe, dass man "zur Zeit" (?!) keine Maßnahmen in Wagenfeld/Ströhen plane. 
Notiz am Rande: Insider haben uns berichtet, dass die Lobbyisten im 3-Monats-Rhythmus die relevanten 
Kommunen "bearbeiten" müssen. 



Der Wagenfelder Rat hat 2012 eine weitreichende Resolution verabschiedet. Dieser einstimmige Be-
schluss wendet sich gegen jegliche Art von Fracking auf dem Boden der Gemeinde Wagenfeld unter 
Hinweis auf die Widersprüchlichkeit im Zusammenhang mit dem Bau des EFMK. Wenn dieser Be-
schluss mehr als ein unverbindliches Lippenbekenntnis war (formal juristisch hat die Gemeinde nur 
begrenzte Einflussmöglichkeiten), muss der Wagenfelder Rat angesichts der Regierungspläne hoch alar­
miert sein und alle politischen Hebel in Bewegung setzen: z.B. sofort mit Landtags- und Bundestagsab­
geordneten Kontakt aufnehmen (die Kabinettssitzung zum Gesetzentwurf findet kurzfristig statt!). 

In Ströhen wäre Fracking zukünftig möglich, einschließlich Horizontalbohrung unterhalb der Natur­
schutzgebiete und des EFMK (die Konzerne - so Gernot Kalkoffen - wollen jetzt sogar direkt in Natur­
schutzgebieten fracken!). Nach wie vor gehört die Gemeinde zu den bevorzugten Gebieten für die Er­
kundung von Schiefergasvorkommen. Nach zukünftiger Gesetzgebung dann vielleicht sogar noch mit 
einer Förderung durch unsere Steuergelder - als „wissenschaftliches Forschungsprojekt"! 

Auch die jüngste dpa-Meldung, dass nun private Brunnen/Wassernutzungen der Lebensmittelindustrie 
doch geschützt werden sollen (Vorstoß des Staatssekretärs Pronold), ist nur Augenwischerei. Die Ent­
scheidung darüber darf keinesfalls den einzelnen Bundesländern überlassen werden. Eine solche Rege­
lung würde für uns in Niedersachsen keinerlei Schutz bedeuten, zumal die Untere Wasserbehörde in 
Diepholz es „nicht als ihre Aufgabe" ansieht, „private Quellnutzungen" zu schützen. 

Als Unternehmen hat man Verständnis für die wirtschaftlichen Interessen anderer Unternehmen. Nur 
drängt sich die Einsicht auf, dass es erfolgreich ist, unverhohlen und primitiv mit Abwanderung, Ver­
nichtung von Arbeitsplätzen und Entzug von Gewerbesteuern zu drohen (Exxon hat kürzlich viele 
Kommunen mit solchen "Androhungen" per Rundbrief angeschrieben). Neben der „Peitsche" nutzen 
Exxon und andere Unternehmen der Branche auch sehr gezielt das „Zuckerbrot" indem großzügig Spen­
den verteilt werden: z.B. für örtliche Feuerwehren, Kindergärten, Gymnasien oder auch Umweltprojek­
te. So zähmt man Politiker, große Teile der Bevölkerung und macht selbst Naturschutzverbände hand­
zahm. 

Um nicht falsch verstanden zu werden: wir fühlen uns in Wagenfeld sehr gut aufgehoben und Gemein­
de und Rat haben unser Unternehmen in sehr vielen unserer Belange äußerst positiv unterstützt. Dafür 
sind wir dankbar! Nur unser Engagement in Sachen Fracking scheint man als "Marotte" oder „unbe­
gründete Panik" zu werten - so meine persönliche Wahrnehmung. Oder man möchte aus nicht offen 
ausgesprochenen Gründen den Energiekonzernen nicht auf die Füße treten. Zu guter Letzt eine weitere 
persönliche Wahrnehmung: Statt dem Wagenfelder Aktionsbündnis für drei Jahre unermüdliches bür­
gerschaftliches Engagement im Sinne des einstimmigen Ratsbeschlusses gegen Fracking dankbar zu sein, 
erscheint es mir so, als ob man die Aktivitäten eher als Störung des „Dorffriedens" empfindet. Warum? 
Meine Betroffenheit geht inzwischen weit über unsere eigenen wirtschaftlichen Interessen (Gefährdung 
der Mineralwasser-Ressource) hinaus. Drei Jahre Aktivität mit unserem Wagenfelder Aktionsbündnis 
haben mir die Augen geöffnet, waren ein schlimmes Lehrstück in der Frage, wer eigentlich die Politik in 
unserem Land macht. Ich würde mir wünschen, dass man uns nicht anhört, weil zufällig ein größerer 
Arbeitgeber der Gemeinde mit von der Partie ist, sondern weil eine innere Überzeugung reift, dass hier 
eine rückwärtsgewandte Energiepolitik zu verhindern ist, die insbesondere dem Klimaschutz zuwider 
läuft. 

2. März 2015, Dirk Lütvogt 


